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Sepa

 Von Martin Holtmann und Helmut Schinkel

Auch wenn Deutschland in technischer 
Hinsicht zu den Sepa-Vorreitern ge-
hört, haben die im Zahlungsverkehr 
genutzten Sepa-Formate im europä-
ischen Vergleich hierzulande doch 
einen unterdurchschnittlichen Anteil, 
so Martin Holtmann und Helmut Schin-
kel. Auch aufgrund der hohen Kosten, 
die bereits für die Kreditwirtschaft ver-
ursacht wurden, sehen die Autoren 
hier vor allem die öffentliche Hand in 
der Pflicht. Als gutes Beispiel führen 
sie Luxemburg an, wo die öffentlichen 
Verwaltungen gemeinsam auf Sepa 
umgestellt haben.  Red.

Die Single Euro Payments Area geht mit 
der Einführung des Sepa-Lastschriftver-
fahrens in die nächste Runde. Für die  
31 Mitgliedstaaten sind damit zahlreiche 
Herausforderungen verbunden. Neben 
technischen und organisatorischen Auf-
gaben stellt sich für die Kreditinstitute vor 
allem die Frage nach dem kaufmän-
nischen Nutzen. Vor diesem Hintergrund 
ist die Akzeptanz der neuen Dienstleis-
tungen beim Kunden entscheidend, die 
im Wesentlichen von der Verbreitung in 
der Eurozone abhängt. Von einer flächen-
deckenden Umsetzung sind die Staaten 
jedoch noch weit entfernt. Das sind die 
Ergebnisse einer Studie, die von Steria 
Mummert Consulting und der WGZ Bank 
erstellt wurde.

Die Kreditinstitute in Deutschland gehören 
zu den technischen Vorreitern unter den 
Sepa-Staaten. Allerdings drückt die Deut-
schen an anderer Stelle der Schuh. Denn 
aus den Erfahrungen der Vergangenheit 
wird mit einem schwachen Start der Sepa-
Lastschrift in Deutschland gerechnet. Einen 
Indikator dafür liefert die Anfang 2008 ein-
geführte Sepa-Überweisung: Selbst bei 
stetig steigenden Nutzungszahlen machen 
Sepa-Formate bisher nur einen Bruchteil 
aller Zahlungsaufträge aus. In ganz 
Deutschland liegt der Anteil der Sepa-
Überweisungen gemessen am Gesamtvo-
lumen aller Transaktionen unter einem 
Prozent. Damit liegt die Bundesrepublik im 
länderübergreifenden Vergleich – trotz tech-
nisch guter Voraussetzungen – deutlich 
unter dem europäischen Durchschnitt.

Doch nicht nur in Deutschland, sondern 
auch insgesamt ist der Sepa-Einsatz in 
der Eurozone noch relativ gering. Im Juli 
2009 – also eineinhalb Jahre nach Ein-
führung der Sepa-Überweisung – betrugen 
die Sepa-Transaktionen laut Europäischer 

Zentralbank nur 4,4 Prozent aller Überwei-
sungen im europäischen Zahlungsraum. 
Das Nutzungsgefälle zwischen den ein-
zelnen Mitgliedstaaten ist dabei immens. 
Während Deutschland ebenso wie bei-
spielsweise Irland oder die Niederlande 
mit einem Anteil von unter einem Prozent 
die einheitlichen Zahlungsmittel noch sehr 
verhalten nutzt, werden die neuen Formate 
beim Spitzenreiter Luxemburg bereits bei 
mehr als 80 Prozent aller Überweisungen 
eingesetzt. 

Öffentliche Hand steuert Sepa-Erfolg

Der Grund für diese beachtliche Quote: 
Alle Organisationen der öffentlichen Hand 
haben in Luxemburg gemeinsam umge-
stellt und daher einen Sepa-Anteil von 100 
Prozent vorzuweisen. Das innerstaatliche 
Clearing konnte aufgrund der schon im 
Vorfeld erfolgten verpflichtenden Umstel-
lung aller Akteure auf IBAN und BIC und 
einer übergangsweisen Bereitstellung von 
Konvertierungslösungen für die bestehen-
den Altformate besonders zügig realisiert 
werden. Diese schnelle Migration war 
auch deshalb einfacher, weil Luxemburg 
über eine überschaubare Anzahl von Ban-
ken verfügt – im Vergleich zu vielen ande-
ren Ländern mit einer hohen Bankendich-
te sicherlich ein entscheidender Vorteil.

Wie das Beispiel Luxemburg beweist, spielt 
für den Erfolg der Sepa-Migration die Ver-
pflichtung der öffentlichen Hand zur Ver-
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Zu den Autoren

Sepa-Länder im Vergleich:  
Deutschland ist gut gerüstet 
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wendung der Sepa-Instrumente eine wich-
tige Rolle, weil sie einen Großteil der in 
den EU-Ländern getätigten Transaktionen 
veranlasst. Im gesamten Sepa-Raum ver-
eint die öffentliche Hand sogar mehr als 
25 Prozent des europäischen Zahlungs-
verkehrs und ist somit wichtig für die all-
gemeine Akzeptanz der Sepa-Zone. Dem-
entsprechend kann sie auch den einheit-
lichen Zahlungsraum vorantreiben, wenn 
sie bei der Umstellung als Vorbild auftritt.

Nur sechs Länder haben einen  
nationalen Migrationsplan

In Deutschland ist das Gewicht öffentlicher 
Transaktionskunden ebenfalls enorm. 
Staatliche Sozial- und Gehaltszahlungen 
beispielsweise machen mehr als 30 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts aus. Ihrer 
Vorbildfunktion werden die Behörden al-
lerdings zurzeit noch nicht gerecht: Viele 
öffentliche Verwaltungen haben bisher 
keine Sepa-Projekte aufgesetzt. 

Doch nicht nur bei den deutschen Behör-
den gibt es diesbezüglich Nachholbedarf. 
Insgesamt werden erst in elf Mitglied-
staaten Sepa-Überweisungen von öffent-
lichen Verwaltungen durchgeführt. Aller-
dings nutzen die betreffenden Institutionen 
die Formate derzeit fast nur für internatio-
nale Transaktionen. Auf nationaler Ebene 
ist das Sepa-Volumen auch bei diesen 
Ländern bisher relativ gering.

Dabei zeigt nicht nur das Beispiel Luxem-
burg, dass die Mitgliedstaaten zu dem 
jetzigen Zeitpunkt schon erheblich weiter 
sein könnten. Auch in Slowenien führen 
die öffentlichen Verwaltungen mittlerweile 
immerhin 60 Prozent ihrer Transaktionen 
im Sepa-Format durch. Der Grund: Hier 
wurden ebenfalls IBAN und BIC bereits als 
nationaler Standard übernommen. Ähn-
liche Fortschritte hat es auch in Belgien 
gegeben, wo viele Verwaltungen schon 
selbstständig auf Sepa umgestellt haben. 
Neben diesen Ausnahmen liegt die Euro-
zone jedoch insgesamt mit ihren Vorbe-
reitungen deutlich hinter den Erwartungen 

und Möglichkeiten zurück. Öffentliche Ver-
waltungen erfüllen daher auch auf euro-
päischer Ebene bislang nicht ihre Aufgabe 
als Vorreiter in der Umsetzung der einheit-
lichen Zahlungszone.

Ein Migrationsplan, der die Umstellung in 
den öffentlichen Verwaltungen auf die neu-
en Formate koordiniert, könnte die Sepa-
Einführung in Deutschland erheblich  
beschleunigen. Zurzeit verfügt die Bundes-
republik aber nicht über ein solches 
Konzept. Und auch europaweit haben bis-
her nur sechs Länder einen nationalen 
Migrationsplan für die Umstellung der  
öffentlichen Hand auf den einheitlichen 
Zahlungsverkehr verabschiedet. Lediglich 
Österreich, Belgien, Zypern, Frankreich, 
Malta und Slowenien setzten bisher ein 
solches Konzept um. Bei einigen anderen 
Ländern befindet sich ein Migrationsplan 
noch in Arbeit. So will Spanien beispiels-
weise noch in diesem Herbst entspre-
chende Vorschriften vorstellen.

Österreich, Zypern, Frankreich, Irland, Li-
tauen, Luxemburg, die Niederlande und 
die Slowakei verfügen außerdem über ei-
ne verbindliche Abschaltfrist für die natio-
nalen Formate. Diese Länder haben also 
bereits festgelegt, bis wann die Behörden 
auf das Format XML ISO 20022 umstellen 
müssen. Dementsprechend endet der Ein-
satz der Altformate beispielsweise in Ös-
terreich Ende 2010, in der Slowakei und 
Zypern dagegen erst ein Jahr später. 

Mehr Staaten mit verbindlichem  
Abschalttermin

Ein solches Abschaltdatum soll das Ziel 
einer einheitlichen Zahlungszone voran-
treiben, da die klassischen nationalen 
Zahlungsformate in diesem Fall von staat-
licher Seite in absehbarer Zeit nicht mehr 
eingesetzt werden. Deutschland verfügt 
über keine Frist zur Umstellung der öffent-
lichen Hand auf die neuen Formate.

31. Privatkundenforum

Vorankündigung:

 11. Februar 2010

Kundennähe, Qualität, Verbraucherschutz –  
wer will das bezahlen?

Im „Hilton Frankfurt”

Es sprechen für Sie:

Benedikt Buhl Sprecher des Vorstands, Oldenburgische Landesbank AG

Gerhard Grandke Geschäftsführender Präsident, Sparkassen- und Giroverband 
 Hessen-Thüringen

Lars Hille Mitglied des Vorstands, DZ Bank AG

Rainer Neske Mitglied des Vorstands, Deutsche Bank AG

Rainer Neumann Vorsitzender des Vorstands, SCHUFA Holding AG

Rüdiger Szallies Geschäftsführender Gesellschafter, Strategisches Marketing
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Auch wenn nur wenige Mitgliedsländer 
eine Übergangsfrist für die nationalen For-
mate definiert haben, hat sich die Anzahl 
der Staaten mit verbindlichem Abschaltter-
min für die öffentliche Hand seit Einführung 
der Sepa-Überweisung verdoppelt. 

Der allgemeine Trend geht also dahin, die 
Sepa-Migration verstärkt zu koordinieren 
und verbindlich zu gestalten. Damit erhöht 
sich die Einsicht, dass ein vorbildliches 
Handeln staatlicher Einrichtungen notwen-
dig ist, um die Marktteilnehmer für die 
einheitliche Zahlungszone zu motivieren.

Rechtliche Grundlage gelegt

Neben diesen Verfahrensaspekten macht 
die Sepa-Lastschrift auch europaweit ein-
heitliche Rechtsvorschriften erforderlich. 
Schließlich sind die national unterschied-
lichen Gesetzgebungen bis jetzt einer der 
Hauptgründe, warum Anbieter von Zah-
lungsdienstleistungen selten über Länder-
grenzen hinweg agieren. Die neue EU-
Verordnung Payment Service Directive 
(PSD) definiert und regelt künftig die Be-
ziehungen zwischen Kunden und Zah-
lungsanbietern und schafft damit einen 
einheitlichen, rechtlichen Rahmen für Zah-
lungsverkehrsdienstleistungen im EU/
EWR-Raum.

In Deutschland bestehen jedoch für eine 
reibungslose Umstellung auf die Sepa-
Lastschrift noch Defizite. Derzeit arbeiten 
Juristen an der Szenarienbildung für die 
Migration bestehender deutscher Einzugs-
ermächtigungen auf die neuen Sepa-Man-
date. Eine Übertragung ohne Zustimmung 
der Kunden halten Experten aus heutiger 
Sicht nicht für möglich, da ein Mandat im 
Gegensatz zur Einzugsermächtigung zu-
sätzlich eine Anweisung an die zahlungs-
pflichtige Bank beinhaltet. Außerdem  
verlangen einige Verbände, dass das be-
stehende deutsche Einzugsermächtigungs-
verfahren, welches als PSD-konform gilt, 
eins zu eins in die Sepa-XML-Welt über-
tragen wird. Somit soll die Möglichkeit 
eröffnet werden, in einem Übergangszeit-

raum sowohl Lastschriften im Einzugser-
mächtigungsverfahren als auch Sepa-
Lastschriften über das XML-Format mit den 
Banken auszutauschen.

Während es also bei der Übertragung be-
stehender Einzugsermächtigungen noch 
genügend Diskussionsstoff gibt, sind für 
neue Lastschriftkunden Erleichterungen 
durch die Schaffung elektronischer Man-
date vorgesehen. Der European Payments 
Council (EPC) hat ein Konzept für die elek-
tronische Erstellung, Validierung und den 
Austausch von Sepa-Lastschriftmandaten 
in einem Echtzeitverfahren entwickelt: das 
e-Mandate-Verfahren. Ziel dieses Service 
sind die Reduzierung des Bearbeitungs-
aufwandes und die Erhöhung der Rechts-
sicherheit für Lastschrifteinreicher, insbe-
sondere im schnellen Online-Geschäft.

Dringender Handlungsbedarf bei der 
öffentlichen Hand

Alle Marktteilnehmer, unter ihnen etwa  
4 500 Banken, Zahlungsverkehrsdienst-
leister, Clearinginstitute und die beteiligten 
Unternehmen, haben bereits einen arbeits- 
und kostenintensiven Weg zurückgelegt. 
Erste wichtige Meilensteine wurden dabei 
im Rahmen des Sepa-Projekts erfolgreich 
absolviert. 

Bei den Banken setzt sich jedoch vermehrt 
die Ansicht durch, dass für den Durch-
bruch von Sepa eine gesetzliche Pflicht 
zur Ablösung der alten, nationalen Zah-
lungsverkehrssysteme von elementarer 
Bedeutung ist. Einen entscheidenden Im-
puls für den Durchbruch von Sepa kann 
daher aber umso mehr die Umstellung der 
Behörden auf die europäischen Zahlungs-
instrumente geben. Dringender Hand-
lungsbedarf für Deutschland besteht des-
halb darin, der öffentlichen Hand ihre 
Vorbildfunktion für die Sepa-Migration na-
he zu bringen. Die EU-Kommission fordert 
bereits dazu auf, die Sepa-Umstellung in 
den kommenden drei Jahren zu fördern, 
um parallel laufende Systeme möglichst 
schnell abzulösen. Eine endgültige Um-

stellung wird nach dem von der Kommis-
sion erarbeiteten Fahrplan bis 2012 nach-
drücklich gewünscht.

Unterschiedliche Strategien der Banken 
im Rahmen Sepa-Umsetzung

Die Kreditinstitute sind derzeit dabei, Lö-
sungen zu entwickeln, um die Kostenhür-
de erfolgreich zu überwinden – denn im-
merhin rechnen die deutschen Banken für 
die Umstellung auf Sepa mit Kosten von 
etwa fünf Milliarden Euro. Einige Institute 
haben diesbezüglich bereits eine Lösungs-
möglichkeit identifiziert und begegnen der 
finanziellen Herausforderung mit Outsour-
cing: Jede fünfte Bank will die Anforde-
rungen meistern, indem sie die Prozesse 
auslagert. Die meisten Banken und  
Sparkassen sehen Sepa jedoch auch als 
Chance, zukünftig neue Produkte und 
Mehrwertdienste, wie etwa E-Payment, 
M-Payment oder E-Invoicing zu vermark-
ten, um die hohen Investitionskosten und 
Ertragsverluste auszugleichen.

Die EU/EWR-Mitgliedstaaten sind höchst 
unterschiedlich auf die kommenden He-
rausforderungen der einheitlichen Zah-
lungszone eingestellt. Deutschland startet 
dabei mit technisch guten Vorausset-
zungen in die nächste Sepa-Runde. Vier 
von zehn Bankentscheidern rechnen hier-
zulande sogar damit, dass durch die 
Sepa-Lastschrift das Geschäft mit innova-
tiven Zahlungsdienstleistungen wächst. 

Maßgeblich für die erfolgreiche Einführung 
und Akzeptanz der neuen Zahlungsmittel 
ist ein konsequenter Ausbau der angebo-
tenen Services durch Banken und Zah-
lungsanbieter. Auf der anderen Seite ist ein 
Handeln der politischen Organe gefordert, 
um die Marktteilnehmer zur Umstellung 
auf die neuen Formate zu motivieren. Das 
gilt jedoch nicht nur für Deutschland, son-
dern jetzt ist vielmehr die gesamte Sepa-
Zone gefordert. Denn nur wenn alle Länder 
mitziehen, ist die erfolgreiche Umsetzung 
der Single Euro Payments Area gesi-
chert.
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